
sie verfügt worden ist, so unterfallen sie von da ab, 
ähnlich wie Waren, die von Besatzungsangehörigen in 
die Hände der deutschen Bevölkerung gelangen, erneut 
der Bewirtschaftung. Es kann demnach im vorliegen­
den Fall dahinstehen, ob das Schwein tatsächlich zur 
freien Spitze des M. gehörte oder nicht, ... denn selbst 
wenn es sich um eine solche gehandelt hätte, unterlag 
das Schwein in dem Augenblick, als es in die Verfü­
gungsgewalt des W. überging, erneut nach dem vor­
stehend Ausgeführten der Bewirtschaftung, und W. 
wäre verpflichtet gewesen, das Schwein anzumelden, es 
sich auf seine Fleischzuteilung anrechnen zu lassen und 
den Rest abzuliefem. Weil er das nicht tat, sondern 
das Schwein ohne Genehmigung schlachtete, machte er 
sich einer Bedarf gef ährdung nach § 1 KWVO schuldig. 
Er hat auch böswillig gehandelt, denn seine Beweg­
gründe waren eigennützig und, wie der Verkauf auf 
dem schwarzen Markt zeigt, auf einen ungerechtfertig­
ten Gewinn gerichtet.

Kontrollratsgesetz Nr. 50.
In dem Beiseiteschaffen ablieferungspflichtigen Ge­

treides kann ein Verstoß gegen das Kontrollratsgesetz 
Nr. 50 liegen.

OLG Gera, Urteil vom 11.2.1948 — 3 Ss 38/47.
Nach den Feststellungen des Landgerichts hat der 

Angeklagte am 27.10.1947 insgesamt 17—19 Zentner 
Getreide beiseitegeschafft. Bis zum 30.11.1947 sollte 
er 214,65 dz abliefern, hatte aber nur 165,08 dz abge­
liefert. Das Landgericht hat den Angeklagten deshalb 
auf Grund der SMA-Befehle Nr. 160/45 und 60/47 mit 
3 Monaten Gefängnis bestraft.

Hiergegen hat die Staatsanwaltschaft frist- und form­
gemäß Revision eingelegt, die auch begründet ist. Sie 
wendet sich gegen die milde Bestrafung und meint, das 
Landgericht hätte das Kontrollratsgesetz Nr. 50 anwen­
den müssen, so daß auf mindestens 6 Monate Gefängnis 
und 5000,— RM Geldstrafe zu erkennen gewesen wäre.

Das Kontrollratsgesetz Nr. 50 war zur Zeit der Be­
gehung der Tat bereits in Geltung. Es ist allerdings der 
Verteidigung darin beigetreten, daß das genannte Ge­
setz nur dann anzuwenden ist, wenn die Tat die Er­
nährungslage in bestandgefährdender Weise beeinträch­
tigt. Wann dies der Fall ist, kann allgemein nicht be­
antwortet werden, sondern ist nur von Fall zu Fall zu 
entscheiden. Vorliegend muß eine bestandgefährdende 
Wirkung bejaht werden. Die besonders schlechte Ernte 
des Jahres 1947 schuf eine erhöhte Gefährdungslage 
für die Volksernährung. Mit Rücksicht hierauf wird 
man annehmen müssen, daß für die Volksernährung 
eine bestandgefährdende Wirkung schon dann gegeben 
ist, wenn ein Erzeuger (Landwirt) für sich und seine 
Angehörigen ohne Berechtigung (oder über seine Be­
rechtigung hinaus) eine Menge an Nahrungsgut ver­
braucht, die den zulässigen Verbrauch eines gleich 
großen städtischen Haushaltes für die Dauer eines 
Monats erreicht oder übersteigt. Die vom Angeklagten 
unbefugt verbrauchte Mehrmenge von 10 Ztr. Getreide 
hätte ausgereicht, um die Brotversorgung für einen 
zehnköpfigen Haushalt auf ungefähr sechs Monate 
sicherzustellen.

Kontrollratsbefehl Nr. 3, Thür. VO v. 9. 7. 46.
Ein selbständig tätiger Gewerbetreibender, dem die 

zur Ausübung dieser Tätigkeit erforderliche Gewerbe­
genehmigung wiederholt versagt worden ist, macht sich 
der Arbeitsverweigerung schuldig, wenn er sich weigert, 
die ihm mehrfach durch das Amt für Arbeit und So­
zialfürsorge vermittelte Arbeit anzunehmen.

OLG Gera, Urteil v. 22. 10. 47 — 1 Ss 276/47.

A n m e r k u n g :
Die Entscheidung — vollständig abgedruckt in NJ 

1948 S. 25 — vermag in verschiedener Hinsicht nicht 
zu befriedigen. Für den Begriff der Arbeitsverweige­
rung wird die Definition aufgestellt, daß ein Gewerbe­
treibender, dem die erforderliche Gewerbegenehmigung 
wiederholt versagt worden ist, sich der Arbeitsverwei­
gerung im Sinne der Thüringer Verordnung zur För­
derung der Arbeitsdisziplin vom 9. 7. 46 schuldig 
mache, wenn er sich weigere, die ihm mehrfach durch 
das Amt für Arbeit und Sozialfürsorge vermittelte Ar­
beit anzunehmen. Demgegenüber gibt die vorzitierte

Thüringer Verordnung für den Begriff der Arbeitsver­
weigerung in ihrem § 1  eine wörtlich und sinngemäß 
völlig abweichende Definition. In Absatz 1 wird die 
Rechtspflicht für jeden unselbständigen Arbeitnehmer 
begründet, im Krankheitsfalle unverzüglich den Arbeit­
geber zu verständigen. Wenn innerhalb von drei Ar­
beitstagen der Krankenschein mit dem ärztlichen At­
test dem Arbeitgeber nicht vorgelegt wird, so soll Ar­
beitsverweigerung vorliegen. Es bedarf keines näheren 
Hinweises, daß das, was nach der Verordnung unter 
Arbeitsverweigerung zu verstehen ist, entscheidend 
von der Definition des OLG abweicht. Das OLG hatte 
auch nicht die Möglichkeit, den Begriff der Arbeitsver­
weigerung im Wege der Rechtsfindung zu interpre­
tieren, da das Gesetz bereits eine eindeutige und scharf 
umrissene Legaldefinition bietet.

Das Urteil verkennt darüber hinaus aber auch noch 
in entscheidender Weise den Begriff einer Anordnung 
nach Kontrollratsbefehl Nr. 8  vom 17.1.46, indem es 
Vorgänge der Arbeitsvermittlung mit denen von An­
ordnungen der Arbeitsbehörden gleichsetzt. Die An­
ordnungen, die unter die Strafbestimmungen des Kon- 
trollratsbefehls Nr. 3 fallen, sind im übrigen durch 
Statuierung bestimmter Rechtspflichten für die ar­
beitsfähige Bevölkerung fest Umrissen. Danach muß 
sich die gesamte Bevölkerung, und zwar die männliche 
im Alter von 14—65 und die weibliche im Alter von 
15—50 Jahren bei den Arbeitsämtern registrieren las­
sen. Die Registrierung erfolgt unterschiedlich, je nach­
dem ob es sich um selbständige erwerbstätige, unselb­
ständige erwerbstätige, arbeitsunfähige, arbeitslose 
oder arbeitsbefreite Personen handelt.

Eine weitere Rechtspflicht begründet die Vorschrift 
des Befehls, daß die Einstellung von Arbeitskräften, 
die Aufnahme der Arbeit durch Arbeitslose, der Ar­
beitsplatzwechsel über das Arbeitsamt zu erfolgen ha­
ben und daß Entlassungen dem Arbeitsamt anzuzeigen 
sind. s

Schließlich werden die Arbeitsämter ermächtigt, die 
unter den Befehl fallenden arbeitsfähigen Personen 
durch Zwangsanordnung in Arbeit einzuweisen.

Wenn in den vorstehend erschöpfend aufgeführten 
Rechtspflichten vorgeschrieben wird, daß die Auf­
nahme von Arbeit über das Arbeitsamt zu erfolgen 
habe, so ist dennoch nicht vorgeschrieben, daß eine 
vermittelte Arbeit auf genommen werden muß, es sei 
denn, es erfolgt eine Zwangsanordnung. Dieses findet 
seine Begründung in den Funktionen der Arbeits­
behörden. Sie haben die Vorgänge auf dem Arbeits­
markt zu registrieren. Sie haben ein Monopol auf Ver­
mittlung von Arbeitskräften und Arbeitsplätzen. Sie 
haben schließlich die Möglichkeit der Lenkung der Ar­
beitskräfte durch Zwangsanordnung.

Wenn der Angeklagte eine ihm angetragene Arbeit 
ausgeschlagen hat, so bedeutet das danach lediglich, 
daß er einen Vermittlungsvorschlag abgelehnt hat, was 
ihm unbenommen ist. Darin liegt auf keinen Fall eine 
Arbeitsverweigerung im Sinne der Thüringer Verord­
nung, es liegt darin auch keine Verletzung einer An­
ordnung nach Kontrollratsbefehl Nr. 3; diese wäre erst 
dann gegeben, wenn der Betreffende einer Zwangs­
anordnung nicht Folge geleistet hätte. Arbeitszuwei­
sung und Zwangsanordnung sind aber grundsätzlich 
verschiedene Dinge. Die Zuweisung trägt, so lange der 
Betroffene nicht ausdrücklich darauf hingewiesen wird, 
daß es eine Zwangszuweisung sein soll, immer nur den 
Charakter eines Vermittlungsvorschlages. Um eine 
Strafbarkeit nach Kontrollratsbefehl Nr. 3 zu begrün­
den, wäre es erforderlich gewesen, daß der Betreffende 
eine Zwangszuweisung erhalten hätte. Daß das der 
Fall sein soll, ist aus dem Urteil nicht zu ersehen, es 
beruft sich in seinen Entscheidungsgründen jedenfalls 
nicht auf das Tatbestandsmerkmal des Zwanges. Sicher 
sind Erscheinungen wie das Verhalten des Angeklagten 
sozialpolitisch unerwünscht; ihnen zu begegnen haben 
die Arbeitsbehörden aber das Mittel der Zwangs­
anordnung.

Es zeigt sich also, daß das Verhalten des Ange­
klagten weder eine Arbeitsverweigerung nach der vor­
zitierten Thüringer Verordnung darstellt, noch die 
Nichtbefolgung einer Anordnung nach Kontrollrats­
befehl Nr. 3 beinhaltet. Dem Urteil kann also nicht 
zugestimmt werden.

Dr. Günther Müller
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